
Argumentationspapier: Der Deutschlandtakt im Spannungsfeld zwischen 

Hochgeschwindigkeitsausbau und resilienter Netzmodernisierung 

1. Strategischer Kontext und Einordnung des Petitionsverfahrens 

Die öffentliche Sitzung des Petitionsausschusses zum „Deutschlandtakt“ markiert eine 

fundamentale strategische Zäsur in der bundesdeutschen Infrastrukturpolitik. Im Kern der 

Auseinandersetzung steht die Erosion der bisherigen Planungsparadigmen: Die 

technokratische „Alternativlosigkeit“ prestigeträchtiger Hochgeschwindigkeitskorridore wird 

durch die Forderung nach einer resilienten, flächendeckenden Vernetzung des 

Bestandsnetzes massiv herausgefordert. Die Sitzung verdeutlicht, dass die aktuelle 

Strategie des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMV) in einem unauflösbaren 

Zielkonflikt zwischen dem Neubaudogma und der praktischen Notwendigkeit einer 

verlässlichen Bahnwende steht. Die folgende Übersicht fasst die Eckdaten dieses 

richtungsweisenden Verfahrens zusammen:| Merkmal | Spezifikation || ------ | ------ || 

Gegenstand | Petition zur „Neuberechnung des Deutschlandtaktes mit reduzierter 

Höchstgeschwindigkeit“ || Petentin | Sarah Brodowski (Diplomingenieurin) || Unterstützer | 

37.744 Personen || Kernforderung | Abkehr vom Fokus auf Tempo 300 km/h; Priorisierung 

von Resilienz und Flächendeckung || Zentrale Akteure | Sarah Brodowski, Dr. Jan Thies 

(Experte), Ministerialdirigent Gehlhaar (BMV) | 

Diese Sitzung stellt deshalb eine Zäsur dar, weil sie die ministerielle Planungslogik jenseits 

von Hochglanzbroschüren technologisch und ökologisch dekonstruiert hat. Die Weigerung 

des Ministeriums, alternative Simulationen vorzulegen oder militärische Anforderungen zu 

integrieren, markiert das Ende der rein technokratischen Steuerung und erzwingt eine 

politische Neubewertung. Dieser formale Rahmen führt unmittelbar zu einer tiefergehenden 

Auseinandersetzung mit den gegensätzlichen Systemlogiken, die den aktuellen 

strategischen Diskurs bestimmen. 

2. Die gegensätzlichen Systemlogiken: „Systemische Unteilbarkeit“ vs. „Modulare 

Resilienz“ 

In der strategischen Verkehrsplanung fungieren Metaphern oft als mächtige Instrumente, um 

komplexe Sachverhalte politisch zu rahmen und den Entscheidungsraum einzuengen. Das 

BMV operiert primär mit der „Puzzle-Metapher“. Hiernach wird der Deutschlandtakt als ein 

hochkomplexes, unflexibles Gesamtgefüge definiert, bei dem jede lokale Änderung an 

einem Einzelteil das gesamte Netzgitter gefährde. Diese Logik wird als strategisches 

Instrument zur Sicherung des Status quo eingesetzt: Durch die Behauptung der 

systemischen Unteilbarkeit werden modulare Verbesserungen im Keim erstickt und Kritik als 

Gefahr für das Gesamtsystem diskreditiert. Demgegenüber steht der Ansatz der 

„Modularen Resilienz“ der Petenten. Diese gegensätzlichen Logiken lassen sich wie folgt 

kontrastieren: 

● Intermodaler Wettbewerb vs. Ökologische Amortisation:  Während das BMV 

behauptet, nur Flugverkehr-konforme Reisezeiten (Tempo 300) sicherten die 

Verkehrsverlagerung, belegt die „ökologische Amortisationslücke“, dass die 

massiven Emissionen des Betonbaus für solche Trassen durch den späteren Betrieb 

oft nicht kompensiert werden können. 



● Funktionale Entflechtung vs. Bestandsresilienz:  Das BMV sieht in 

Neubautrassen das einzige Mittel zur Trennung von schnellem Personen- und 

langsamem Güterverkehr. Die Petenten hingegen plädieren für punktuelle, schnell 

wirksame Maßnahmen (Weichen, Viergleisigkeit), die Kapazitäten im Bestand 

schaffen, ohne Jahrzehnte zu blockieren. Die strategische Implikation der 

ministeriellen „Puzzle-Logik“ ist eine bewusste Verweigerung von Flexibilität. Diese 

technokratische Unausweichlichkeit entzieht die Planung der demokratischen 

Korrektur. Doch wie belastbar diese Logiken sind, zeigt erst der Abgleich mit den 

harten quantitativen Daten und der methodischen Validität der Planung. 

3. Quantitative Analyse und wirtschaftliche Validität 

Jede milliardenschwere Infrastrukturinvestition muss auf validen Daten und realistischen 

Prognosen fußen. Eine Analyse der aktuellen Parameter offenbart jedoch erhebliche 

wirtschaftliche und methodische Defizite.| Kategorie | Datenwert / Spezifikation | 

Strategische Implikation || ------ | ------ | ------ || Investitionsvolumen | 48,5 Mrd. € 

(Preisstand 2015) | Massive Unterdeckung durch Baukostensteigerungen; finanzielle 

Instabilität der Projekte. || Verkehrsprognose 2040 | Güter: +35% / Personen: +60% | 

Kapazitätsbedarf ist unstrittig, die Methode (Neubau vs. Bestand) jedoch nicht. || 

Historische Evidenz | Nahverkehr: +300% seit 1980 (900 Mio. Fahrgäste) | Erfolg durch 

Takt-Zuverlässigkeit, nicht durch Hochgeschwindigkeits-Neubau. || Stagnationsvergleich | 

Fernverkehr: 150 Mio. Passagiere | Nahezu stagnierend seit 1980 trotz massiver 

Investitionen in Tempo 300. || NKU-Methodik | Fehlende Resilienzfaktoren | Systemische 

Diskriminierung von Engpassbeseitigung gegenüber Neubau. | 

Hier zeigt sich das  „Stagnations-Paradoxon“ : Während der Nahverkehr durch Taktdichte 

und Zuverlässigkeit auf 900 Millionen Passagiere (+300%) angewachsen ist, stagniert der 

Fernverkehr trotz milliardenschwerer Hochgeschwindigkeitsinvestitionen seit 1980 bei rund 

150 Millionen Fahrgästen. Dies entzieht der einseitigen Fokussierung auf Tempo die 

empirische Grundlage.Zudem ist die methodische Schieflage der Nutzen-Kosten-

Untersuchung (NKU) kritisch zu bewerten: Im Gegensatz zum Straßenbau fehlen bei der 

Schiene adäquate Resilienzfaktoren für Engpassbeseitigungen. Dies führt zu einer 

künstlichen Bevorzugung von CO2-intensiven Neubauprojekten gegenüber hocheffizienten 

Bestandsverbesserungen. Diese finanzielle und methodische Fragwürdigkeit ist der direkte 

Vorbote für die ökologische Belastungsprobe. 

4. Die ökologische und technische Belastungsprobe 

Klimaschutzziele im Verkehrssektor müssen über den gesamten Lebenszyklus der 

Infrastruktur betrachtet werden. Das aktuelle Neubaudogma führt hier in das sogenannte  

„Beton-Paradoxon“ : Der Bau von 300 km/h-Trassen erfordert aufwendige 

Tunnelbauwerke und feste Fahrbahnen. Diese verursachen bereits in der Bauphase so 

massive CO2-Emissionen, dass eine ökologische Amortisationslücke entsteht, die durch den 

späteren Betrieb – angesichts stagnierender Passagierzahlen – kaum geschlossen werden 

kann. Technische und strukturelle Kritikpunkte untermauern dieses Risiko: 

● Flächenverbrauch:  Eine Trassenbreite von 16 Metern führt zu irreversiblen 

Verlusten für die Landwirtschaft und zerstört gewachsene sozio-ökonomische 

Strukturen. 



● Mangelhafte Detailplanung:  Die evidenzbasierte Kritik der Petenten markiert 

konkrete Planungsfehler, wie die unmögliche Gleis-Doppelbelegung in Berlin-

Spandau oder die nicht realisierbare Anschlusssituation in Hamm. 

● Hydrogeologische Risiken:  Die forcierte Untertunnelung wird fälschlich als 

Flächenschutz deklariert, ignoriert jedoch die Gefahren für Grundwasserleiter und 

den enormen energetischen Aufwand. Diese technischen Hürden und ökologischen 

Lasten führen zwangsläufig zur Frage der geografischen Gerechtigkeit und der 

systematischen Entwertung regionaler Netzstrukturen. 

5. Regionale Disparitäten: Metropolen-Fixierung vs. Flächendeckung 

Die Konzentration auf Hochgeschwindigkeitsachsen zwischen den Metropolen birgt eine 

erhebliche soziale Sprengkraft. Die aktuelle Strategie nimmt eine systematische Abhängung 

der Fläche in Kauf, was das Dossier an konkreten Beispielen belegt: 

● Magdeburg und Schwerin:  Diese Landeshauptstädte drohen durch die Fixierung 

auf andere Korridore ihre überregionale Relevanz zu verlieren. 

● Korridor Bremen-Osnabrück-Münster:  Hier droht ein gefährlicher ökonomischer 

Kannibalisierungseffekt. Neue Hochgeschwindigkeitsstrecken ziehen Fahrgäste von 

bestehenden Linien ab („Fahrgastabzug“), was den notwendigen Halbstundentakt im 

Bestand unwirtschaftlich macht und das regionale Angebot erodiert. 

● Marburg, Gießen, Harz und Alpenraum:  Diese Regionen leiden unter der 

„Flächen-Illusion“ der Untertunnelung. Während der Fernverkehr unterirdisch 

vorbeirauscht, sinkt die Qualität der regionalen Anschlüsse faktisch ab. Die Strategie 

des BMV zielt auf eine Beschleunigung zwischen den Zentren ab, nimmt jedoch eine 

Abwärtsspirale bei der Wirtschaftlichkeit regionaler Knoten in Kauf. Dieses Defizit 

wird durch eklatante Mängel in der Transparenz und Prozessführung verschärft. 

6. Defizite in Transparenz und Prozessführung 

Für das Vertrauen in staatliche Großprojekte sind Transparenz und unabhängige 

Prüfinstanzen essenziell. Die Sitzung des Ausschusses offenbarte hier ein bedenkliches 

Bild: Während die Petentin Sarah Brodowski eine evidenzbasierte Dekonstruktion leistete, 

beschränkte sich das BMV unter Ministerialdirigent Gehlhaar auf eine defensive 

Prozessorientierung und die Verweigerung von Dateneinsicht. Ein eklatantes Versagen zeigt 

sich in der mangelnden interministeriellen Koordination bezüglich der militärischen Mobilität 

(„O-Plan“). Die Unkenntnis des BMV über NATO-Anforderungen an Ost-West-Korridore ist 

weit mehr als ein kommunikatives Desaster; es ist ein sicherheitspolitisches Risiko, das die 

strategische Gesamteignung der Planung infrage stellt. Werden militärische Lasten und 

Kapazitäten nicht integriert, droht das „Puzzle“ bereits an der ersten realen Belastungsprobe 

zu scheitern. Die Stimmung der Sitzung wird durch die gegensätzlichen Positionen 

verdeutlicht:  

„Unsere Petition ist die klare Forderung, vom Tempowahn zur Bahnwende zu kommen.“ –  

Sarah Brodowski, Petentin  

„Es ist wie ein Puzzle. Es müssen alle Teile passen...“ – Matthias Gastel, MdB (Grüne); hier 

wird die Puzzle-Logik explizit genutzt, um den Status quo gegen modulare Kritik zu 

verteidigen.  

„O-Plan – ehrlicherweise muss ich sagen, ich weiß nicht, was sich dahinter verbirgt.“ –  

Ministerialdirigent Gehlhaar, BMV (Eingeständnis strategischer Koordinationsdefizite). 



7. Strategische Synthese und Fazit 

Der Deutschlandtakt steht an einem Scheideweg. Die Sitzung hat bewiesen, dass die 

bisherige Strategie weder ökologisch noch ökonomisch oder sicherheitspolitisch zu Ende 

gedacht ist. Validität der Kritik – Zusammenfassende Bewertung: 

● Widerlegung des Zeit-Arguments:  Der Verweis auf das SMA-Gutachten belegt, 

dass eine Neuberechnung des Taktes innerhalb von nur drei Monaten möglich ist. 

Die Behauptung des BMV, Umplanungen würden Jahre dauern, ist somit fachlich 

entkräftet. 

● Methodisches Versagen:  Die NKU diskriminiert systemisch Resilienzmaßnahmen 

gegenüber CO2-intensiven Neubauprojekten. 

● Sicherheitsrisiko:  Die mangelnde Integration militärischer Anforderungen (O-Plan) 

untergräbt die nationale und bündnispolitische Zuverlässigkeit der 

Infrastrukturplanung. Finales Urteil:  Das aktuelle Verfahren offenbart ein 

tiefgreifendes Demokratiedefizit. Wenn strategische Parameter wie die 

Höchstgeschwindigkeit als sakrosankt behandelt werden, bevor eine echte 

Beteiligung oder eine unabhängige Prüfung stattfindet, verliert der Staat seine 

Planungsglaubwürdigkeit. Die Weigerung des BMV, Simulationen offenzulegen, ist 

eine Verletzung der strategischen Sorgfaltspflicht. Eine Neuausrichtung des 

Deutschlandtaktes, die Resilienz und Flächendeckung vor prestigeträchtiges Tempo 

stellt, ist nach der vorliegenden Beweislage nicht nur ökologisch zwingend, sondern 

ökonomisch und systemtechnisch alternativlos. 

 


